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14. November 2018 

Bericht der Landesregierung 

an den Ausschuss für Gleichstellung und Frauen 

Sachstand "Evaluation der Beurteilungsrichtlinien" 

Mit Beschluss des Landtages vom 13. September 2017 (Drs.-Nr. 17/611) wurde die 
Landesregierung wie folgt beauftragt: 

"Der Landtag hält es für notwendig, dass die La.ndesregierung unmittelbar 
nach Wiederherstellung der alten Rechtslage im Dialog und möglichst im Kon­
sens mit den Beschäftigten, Interessenveitretungen und Gewerkschaften eine 
kurzfristige Evaluation der Personalbeurteilungsrichtlinien vornimmt und ein 
rechtssicheres, umfassendes und ausgereiftes Konzept für einer moderne, 
sachgerechte Frauen- und Familienförderung erstellt. " 

Am 7. Juni 2018 hat die Landesregierung im Ausschuss für Gleichstellung und Frau­
en berichtet, dass sie aktuell.eine exemplarische Auswahl von Beurteilungsrichtlinien 
danach überprüfe, inwieweit strukturell diskriminierende Elemente in den Beurtei­
lungsrichtlinien enthalten sein könnten. Folgende Erkenntnisse wurden bislang ge­
wonnen: 

I. 

Der Zugang zu öffentlichen Ämtern richtet sich gemäß Artikel 33 GG und § 9 
BeamtStG (Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in 
den Ländern) ausschließlich nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung. Der 
Verwirklichung des Leistungsprinzips dient die dienstliche Beurteilung. 

Die Beurteilungsverfahren sind unter Beachtung der V9rgaben des Landesbeamten­
gesetzes (§ 92 LBG), des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes (§ 14 LRiStaG), 
der Laufbahnverordnung (§ 8 LVO) und des Landesgleichstellungsgesetzes (§§ 1, 
10, 13 und 17 LGG) in jedem Ressort durch eigene Beurteilungsrichtlinien geregelt. 

Angesichts der Bedeutung der Beurteilungen für die berufliche Entwicklung von Be­
amtinnen und Beamten und der Tatsache, dass der Anteil der Frauen in den jeweils 
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höheren Beförderungsämtern abnimmt, stellt sich die Frage, ob und wenn ja inwie­
weit und wodurch Frauen bei Beurteilungen benachteiligt werden. 

Daher wurde geprüft, ob und inwieweit die Beurteilungsrichtlinien,diskriminierungsfrei 
sind und Frauen wie Männer die gleichen Chancen auf eine differenzierte und abge­
stufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten und Arbeitsergebnisse haben. 

Prüfkriterien waren: 

• Verpflichtungen zur diskriminierungsfreien Beurteilung, 

• Rolle der Gleichstellungsbeauftragten, 
• Transparenz des Verfahrens, 
• Einbeziehung bei familienbedingter Beurlaubung, 
• geschlechtsneutrale Leistungs- und Befähigungsmerkmale und 
• präventive Maßnahmen zur Vermeidung von Beurteilungsfehlern. 

Verpflichtungen zu diskriminierun'gsfreien Beurteilungen können in den Beur­
teilungsrichtlinien oder in die Beurteilungsrunden begleitenden verfahrensleitenden 
Hinweisen oder dazu ergänzenden Arbeitshilfen im Wesentlichen dadurch festge­
schrieben werden, dass dort festgehalten wird, 

dass die Erstellung dienstlicher Beurteilungen von den Vorgesetzten u.a. ihre 
Unvoreingenommenheit erfordert; 

dass Telearbeit, Heimarbeitoder andere Arbeitszeitmodelle sich nicht nachtei­
lig auf die dienstliche Beurteilung auswirken dürfen; 

dass eine durch Teilzeit bedingte Verringerung der Arbeitsmenge die Beurtei­
lung nicht negativ beeinflussen darf; 

dass bei der Beurteilung von Beschäftigten mit Vorgesetzteneigenschaften 
neben der fachlichen Leistung ihre Führungskompetenz zu bewerten ist und 
dabei u.a. zu berücksichtigen ist, ob sie die Gleichstellungspläne beachten 
und 

dass die Erfüllung des Gleichstellungsauftrages und die Umsetzung des LGG 
für Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen ebenfalls beurteilungsrelevant sind. 

Die Gleichstellungsbeauftragte ist im Rahmen der ihr gemäß §§ 18 und 19 LGG 
zustehenden allgemeinen Rechte und der besonderen Rechte im Beurteilungs-
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verfahren gemäß § 17 Absatz 1 Satz 3 LGG zu beteiligen, damit sie eventuelle struk­
turelle Benachteiligungen zu Lasten von Frauen bewusst machen kann~ 

- , 

Im Wesentlichen erfolgt dies, indem sie 

an der Bildung einheitlicher Beurteilungsmaßstäbe mitwirkt, 

ihr Gelegenheit geben wird, sich an der'Maßstabsbildung zu beteiligen~nd 

an Beurteilungskonferenzen mit der Endbeurteilerin/dem Endbeurteiler als 
gleichberechtigtes Mitglied teilnimmt. 

Transparenz im Beurteilungsverfahren wird im Wesentlichen durch folgende Rege­
lungen hergestellt: 

- Verfahren, Inhalte und Rechte der Beschäftigten sind bekannt. 

Es werden gleiche Bewertungsmaßstäbe beim Leistungsvergleich hergestellt, 
Vergleichsgruppen gebildet und bekannt gegeben. 

Die, Beurteilenden erhalten mit dem Beurteilungsbogen eine Information da­
rüber, ob bei der zu beurteilenden Person zum Stichtag eine Teilzeitbeschäf­
tigung vorliegt. 

Nach jeder Regelbeurteilung wird ein Beurteilungsspiegel der jeweiligen Ver­
gleichsgruppe erstellt. Dieser kann jeder Beurteilung beigefügt werden, soweit 
datenschutzrechtliche Vorschriften dadurch nicht verletzt werden oder sicher­
heitsrelevante Aspekte nicht entgegenstehen. Er kann in die Personalakte 
aufgenommen werden. 

Darüber hinaus ist gemäß den Verwaltungsvorschriften zum LGG vorgesehen, 
unter Beachtung des Datenschutzes in den Gleichstellungsplänen einen ge­
schlechterspezifischen Beurteilungsspiegel zu veröffentlichen (siehe W 2.1 zu 
§ 6, Anlage 2.8). 

Einbeziehung bei familienbedingter Beurlaubung 

Die Einbeziehung von Beamtinnen unq Beamten, die aus familiären Gründen beur­
laubt sind oder werden, in das Beurteilungsverfahren ist so zu gestalten, dass keine 
Diskriminierung erfolgen kann und eine mittelbare Diskriminierung vermieden wird. 
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Leistungs- und Befähigungsmerkmale sind als geschlechtsneutral1 anzusehen, 
wenn sie 

- __ einen Bezug zu den Aufgaben und Tätigkeiten in der Dienststelle haben und 
auf das Leistungsergebnis gerichtet sind, 

inhaltlich so beschrieben sind, dass Spielräume für eine mögliche geschlech­
terspezifische Rollenerwartung vermieden werden und geschlechterstereotype 
Wahrnehmungen und Bewertun'gen bei der Beurteilung entsprechend mini­
miert werden, 

auf Merkmale, die einen mittelbaren Bezug zur Anwesenheit und Verfügbar­
keit in der Dienststelle aufweisen, verzichten und insoweit auch neutral hin­
sichtlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind. 

Präventive Maßnahmen zur Vermeidung von Beurteilungsfehlern sind vorzu­
sehen. Geeignete Maßnahmen sind zum Beispiel: 

Die zur Erstbeurteilung Berufenen werden über eine Checkliste als Reflexions­
hilfe oder in anderer geeigneter Weise vor der Beurteilung dafür sensibilisiert, 

o dass Telearbeit ,oder Arbeitszeitmodelle sich nicht nachteilig auf die 
dienstliche Beurteilung auswirken dürfen und 

o dass eine durch Teilzeit bedingte Verring.erung der Arbeitsmenge die 
Beurteilung nicht negativ beeinflussen darf. 

Beurteilende sind regelmäßig mit dem Ziel zu schulen, Beurteilungsfehler, 
wozu auch geschlechtsspezifische Beobachtungs- und Beurteilungsverzerr­
ungen oder solche aufgrund von verschiedenen Arbeitszeitmodellen gehören, 
zu vermeiden. 

1 Siehe hierzu auch folgende beispielhaft aufgeführten Literaturhinweise: 
Andrea Jochmann-Döll, Beurteilung nicht nach Geschlecht, Der Personalrat 12/2017, Seite 12 
Jürgen Lorse, Die dienstliche Beurteilung von Frauen, DÖV, Juni 2017, Seite 455 
Prof. Dr. Lars Oliver Michaelis, Geschlechtergerechte dienstliche Beurteilung in NRW, NWVBI. 5/2018, Seite 177 ff. 
Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes e.v. vom 22. April 2015 
Forderungskatalog der dbb Bundesfrauenvertretung zum "Diskriminierungsfreien Fortkommen im öffentlichen Dienst" vom 
11.3.2017 
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11. 

Nach diesen Kriterien wurden' folgende bestehende Beurteilungsrichtlinien geprüft: 

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) 

Nach den im Jahre 2018 novellierten Beurteilungsrichtlinien des MKFFI ist bei der 
Ausgestaltung des Beurteilungsmaßstabes und der Auslegung von Beurteilungs­
kriterien dem Leitprinzip der Gleichstellung von Frauen und Männern Rechnung zu 
tragen' ("Gender Mainstreaming"). Geschlechterspezifische Ausgangsbedingungen 
und Auswirkungen sind von den Beurteilenden zu reflektieren. Ferner sind Aspekte 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu berücksichtigen, die vordem Hintergrund 

. des demografischen Wandels nicht nur die Erziehung von Kindern, sondern auch die 
Pflege von Familienangehörigen beinhalten. Teilzeitbeschäftigung und/oder Tele­
arbeit dürfen sich nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung auswirken. 

Im Rahmen der Arbeitsgruppe zur Novellierung der Beurteilungsrichtlinien hat die 
Gleichstellungsbeauftragte des MKFFI mitgewirkt. Die Gleichstellungsbeauftr.agte 
nimmt darüber hinaus an der Beurteilungskonferenz teil. 

Die wesentlichen Eckpunkte des Beurteilungsverfahrens (zum Beispiel: Beurtei­
lungsstichtag, Zeitplan) werden den Beschäftigten über das Intranet bekannt gege­
ben. Die Erstbeurteilenden erhalten Unterlagen, aus denen sich u.a. der Beschäfti­
gungsumfang (Voll- oder Teilzeitbeschäftigung) ergibt. Auch ist ersichtlich, ob Be­
schäftigte im Beurteilungszeitraum beurlaubt waren. 

Die Gleichstellungsbeauftragte wird zu Beginn des Beurteilungsverfahrens über die 
wesentlichen Angaben zum Verfahren (Zusammensetzung der Vergleichsgruppen, 
Übersichten über Voll- und Teilzeitbeschäftigungen, Beurlaubungen) informiert. Vor 
der Beurteilungskonferenz erhält die Gleichstellungsbeauftragte (anonymisierte) 
Übersichten über die durch die Erst- und Zwischenbeurteilenden beabsichtigten Ge-

'samtnoten (differenziert nach Vergleichsgruppen, Geschlecht, Voll- bzw. Teilzeitbe­
schäftigung). 

Beamtinnen und Beamte, die im Beurteilungszeitraum nicht durchgängig beurlaubt 
waren, nehmen wie nicht beurlaubte Beamtinnen und Beamte am Regelbeurteilungs­
verfahren teil. Die Beurteilungsrichtlinien des MKFFI sehen darüber hinaus die Nach­
zeichnung von dienstlichen Beurteilungen bei Vorliegen der in § 9 L va genannten 
Voraussetzungen vor.' 

Nach den Beurte.ilungsrichtlinien des MKFFI werden fünf bzw. - sofern Führungsauf­
gaben übertragen worden sind - sieben Leistungsmerkmale im Rahmen der Leis­
tungsbeurteilung beurteilt. 
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Diese sind 

• "Arbeitsweise", 
• "Arbeitseinsatz", 

• "Arbeitsgüte", 
• "Arbeitserfolg" , 
• "Soziale Kompetenz" und 
• gegebenenfalls "Führungsverhalten" in zwei Submerkmalen. 

Die Leistungsmerkmale sind geschlechtsneutral formuliert. Zum Beispiel ist das Leis­
tungsmerkmal "Arbeitseinsatz" beschrieben mit Formulierungen wie "Eigenständig­
keit" und "Initiative zeigen". Es wird von vorneherein der Eindruck vermieden, dass 
mit dem Leistungsmerkmalein Bezug zur Anwesenheit hergestellt werden könnte, 

. . 

der nicht in Einklang mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf stünde. 

Im Rahmen der Befähigungsbeurteilung erfolgt eine Bewertung in sechs Merkmalen 
(bzw. in sieben Merkmalen, sofern Personalführung ausgeübt wird). Dabei handelt es 
sich um folgende Merkmale: 

• Denk- und Urteilsfähigkeit, 

• Kommunikation, 

• Kooperation, 
• Selbstmanagement, 
• LeistungsbereitschaftiMotivation, 

• Belastbarkeit und 
• Personalführung, sofern diese ausgeübt wird. 

Ein Merkmal, an dem häufig geschlechtsbezogene Zuschreibungen und Stereotype 
zu Lasten von Frauen im Rahmen von Beurteilungsverfahren festgemacht werden, 
ist das Merkmal der "Belastbarkeit". Dieses wird in den Beurteilungsrichtlinien des 
MKFFI u.a. mit "der Belastung durch Zeitdruck und wechselnde Arbeitssituationen 
sowie sonstige schwierigf? dienstliche Anforderungen auch auf längere Dauer ge­
wachsen sein" beschrieben. Mit di.eser Beschreibung wird der Spielraum für eine 
mögliche geschlechterspezifische Rollenerwartung weitgehend vermieden. 

Die Bewertung der dienstlichen Leistungen der Beamtinnen und Beamten erfolgt auf 
der Grundlage eines einheitlichen Beurteilungsmaßstabs. Die Beurteilungsrichtlinien 
stellen klar, dass sich Teilzeitbeschäftigung und/oder Telearbeit nicht nachteilig auf 
die dienstliche Beurteilung auswirken dürfen. 

Die Richtlinien enthalten darüber hinaus einen Hinweis, dass die Bewertung von Füh­
rungsverhaltenauch im Hinblick auf die Anforderungen des Auftrags zur Gleichstel­
lung von Frauen und Männern sowie der Vereinbarkeit von Beruf und Familie vorzu­
nehmen ist. 
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Auch wenn die Beurteilungsrichtlinien des MKFFI derzeit keine Verpflichtung ent­
halten, die Erstbeurteilenden hinsichtlich der Erstellung von dienstlichen Beurtei­
lungen zu schulen, so wurden im Vorfeld des Regelbeurteilungsverfahrens 2018 alle 
Erstbeurteilenden im Rahmen einer Pflichtfortbildung durch eine externe Dozentin 
(Dipl.-Psychologin) geschult, um an hand von Beispielen die häufigsten Wahrneh­
mungs- und Beurteilungsfehler aufzuzeigen und diese so zu verhindern. 

Die nach den Beurteilungsrichtlinien im MKFFI zu berücksichtigenden Richtsätze ge­
ben nur Anhaltspunkte für eine vor allem. auch im Quervergleich möglichst gerechte 
Benotung und dürfen im Einzelfall die Zuordnung der jeweils zutreffenden Gesamtno­
te nicht verhindern. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des MKFFI im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftig­
ten diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die gleichen Chancen 
auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten 
und Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium der Finanzen (FM) 

In den Beurteilungsrichtlinien für die Beförderung der Beamtinnen und Beamten der 
Finanzverwaltung wird bereits in der Einleitung darauf hingewiesen, dass Vorge­
setzte sich darüber bewusst sein müssen, dass unbewusst Tatsachen, wie die Teil­
zeitarbeit oder das Geschlecht, eine Schwerbehinderung oder andere kulturelle Hin­
tergründe der zu beurteilenden Person Einfluss auf die Beurteilung haben können 
und nur dieses Bewusstsein es verhindern könne, dass solche Umstande sich auf die 
Beurteilung auswirken. Darüber hinaus wird an dieser Stelle deutlich gemacht, dass 
eine aufgrund einer Teilzeittätigkeit verminderte Arbeitsmenge keinen Einfluss auf die 
Beurteilung nehmen darf. Auch im Rahmen der Führungsfortbildung, die alle Füh­
rungskräfte bereits zu Beginn ihrer Tätigkeit durchlaufen, wird auf diese Beurteilungs­
fehler und auch auf Wahrnehmungsverzerrungen hingewiesen. 

Das Beachten der Ziele der Gleichstellung von Frauen und Männern ist beurtei­
lungsrelevant. 

Die Gleichstellungsbeauftragteist von Beginn an gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 1 
LGG am gesamten Beurteilungsverfahren zu. beteiligen und nimmt an Beurteilungs­
besprechungen teil. 

In der Finanzverwaltung gibt es bereits ein Monitoring-System, mit dessen Hilfe die 
Ergebnisse von Beurteilungen transparent und geschlechtsspezifisch analysiert wer­
den können. Die Beurteilungsergebnisse werden nach Abschluss· der Verfahren für 
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die jeweiligen Vergleichsgruppen regelmäßig im Intranet veröffentlicht, soweit dies 
datenschutzrechtlich zulässig ist. Dabei werden die Beurteilungsergebnisse nicht nur 
nach Geschlechtergruppen getrennt dargestellt, sondern auch nach Vollzeit und Teil­
zeit und davon unterhälftiger Teilzeit. 

Eine Nachzeichnung dienstlicher Beurteilungen gemäß § 9 LVO erfolgt ausgehend 
von der letzten real erstellten Beurteilung unter Zugrundelegung der,seinerzeit ange­
legten Maßstäbe und der durchschnittlichen Entwicklung' vergleichbarer' Beamtinnen 
und Beamte"r. 

In den Beurteilungsrichtlinien wird auch deutlich gemacht, dass bei der Zuerkennung 
der Beförderungseignung zu beachten ist, dass alle Funktionen- insbesondere auch 
Führungspositionen - sowohl mit Frauen als auch mit Männern besetzt werden kön­
nen und zudem über die Beförderungseignung ohne Rücksicht darauf zu ent­
scheiden ist, ob eine Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird. 

Die Beurteilungsmerkmale beziehen sich auf direkt beobachtbare Handlungen und 
Fähigkeiten, die tätigkeits-, aufgaben- und ergebnisbezogen und für die weitere 
dienstliche Verwendung und berufliche Entwicklung bedeutsam sind. 

Zu beurteilen sind fünf Leistungs- und sieben Befähigungsmerkmale, die größtenteils 
noch in verschiedene Submerkmale untergliedert sind. Sämtliche Merkmale werden 
in einer Anlage zur Richtlinie erläutert, um keinen Interpretationsspielraum zu bieten 
und damit sicherzustellen, dass alle am Beurteilungsverfahren beteiligten Personen 
das gleiche Verständnis zu den Kriterien haben. 

Die Leistungsmerkmale 

• "Arbeitsmenge" , 
• "Arbeitsweise", 
• "Arbeitsgüte", 
• "Sozi'alverhalten" und 
• "Führungsverhalten" 

sind tätigkeitsorientiert. Auch- die Submerkmale sind auf den Erfolg bzw. den Output 
der Tätigkeit ausgerichtet. 

Bei der Befähigungsbeurteilung sind folgende Merkmale zu bewerten: 

• Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft, 

• Auffassungsgabe, 
• Analysefähigkeit und geistige Beweglichkeit, 
• Entscheidungs- und Entschlussfähigkeit, 
• Verantwortungsbereitschaft und Kritikfähigkeit, 
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• Zuverlässigkeit, 

• Verhandlungs- und Durchsetzungsfähigkeit sowie 

• die Kommunikationsfähigkeit. 

Dadurch, dass mehrfach in den Beurteilungsrichtlinien darauf hingewiesen wird, dass 
sich Teilzeit nicht negativ auf die Beurteilung auswirken darf, wird auch bei der Leis­
tungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft darauf geachtet, dass dieses Merkmal in 
Relation zur reduzierten Arbeitszeit bewertet wird. 

Bei den Beurteilungsverfahren werden grundsätzlich Richtsätze als Orientierungs­
rahmen für die Erteilung der einzelnen Gesamturteile und für die Zuerkenn~ng der 
Beförderungseignung festgelegt. Sie geben Anhaltspunkte für eine vor allem im 
Quervergleich gerechte Bewertung der Qualifikation und dürfen deshalb nicht sche­
matisch auf einzelne Dienststellen übertragen werden. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
der Finanzverwaltung im Hinblick auf die.Beurteilung von Frauen und Teilzeit­
beschäftigten diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die gleichen 
Chancen auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen 
Tätigkeiten und Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium des Innern (IM) 

Die Beurteilungskriterien im Bereich der allgemeinen inneren Verwaltung (Richtlinien 
für die dienstliche Beurteilung zur Vorbereitung von Personalmaßnahmen, insbeson­
dere Beförderungseritscheidungen - RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommu­
nales (MIK) -24-1.39.51-1/09 v. 27.3.2012) und im Bereich der Polizei (Richtlinien für 
die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten im Bereich der Polizei' 
(BRLPol) - Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales - 403-26.00.05 
vom· 29. Februar 2016) stellen sich als geschlechtsneutral dar. Die einzelnen Leis­
tungs- und Befähigungsmerkmale beziehen sich auf direkt beobachtbare Handlun­
gen und im dienstlichen Umgang gezeigte Fähigkeiten, die im Zusammenhang mit 
Leistungsergebnissen dargestellt werden. Sie sind tätigkeits-, aufgaben- und ergeb­
nisbezogen . und für die weitere dienstliche Verwendung und berufliche Entwicklung 
bedeutsam. 

Im Bereich der allgemeinen inneren Verwaltung werden folgende Leistungs- und Be­
fähigungsmerkmale bewertet: 

Leistungsmerkmale 

• Arbeitsweise 

• Arbeitseinsatz 
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• Arbeitserfolg 
• Soziale Kompetenz 
• Führungsverhalten 

Befähigungsmerkmale 

• Denk- und Urteilsvermögen 
• Konzeptionelles Arbeiten 
• Entscheidungsvermögen 
• Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit 

• Konfliktfähigkeit 
.• Belastbarkeit 

Im Bereich der Polizei handelt es sich um folgende Leistungs- und Befähigungs­
merkmale: 

• Arbeitsorganisation 

• Arbeitseinsatz 
• Arbeitsweise 
• Leistungsgüte 
• Leistungsumfang 
• Veränderungskompetenz 

• Soziale Kompetenz 
• Mitarbeiterführung 

Sämtliche Merkmale werden durch unterlegte Beschreibungen näher erläutert, um 
keinen Interpretationsspielraum zu bieten und damit sicherzustellen, dass alle am 
Beurteilungsverfahren beteiligten. Personen das gleiche Verständnis zu den Kriterien 
haben .. 

In Anwendung des § 17 Absatz 1 Satz 3 LGG nimmt die Gleichstellungsbeauftragte 
an allen Beurteilungsbesprechungen als gleichberechtigtes Mitglied teil, hierzu zäh­
len auch etwaige Maßstabskonferenzen. Ihre Beteiligung am Beurtei.lungsverfahren 
bereits ab Beginn der Maßstabsbildung ist daneben in den oben genannten Beurtei­
lungsrichtlinien festgeschrieben. Im Zuge der Beurteilungsverfahren werden ihr alle 
Unterlagen und Informationen zur Verfügung gestellt, um ihrem gesetzlichen Auftrag 
gerecht werden zu können. Die Gleichstellungsbeauftrage war darüber hinaus auch 
mit bei der Erstellung der Beurteilungsrichtlinien beteiligt. 

Beurteilerinnen und Beurteiler sind darüber informiert, dass sich Teilzeitbeschäfti­
gung und Arbeitsmodelle nicht nachteilig auf Beurteilungsergebnisse auswirken dür­
fen.· 
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des IM im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftigten 
diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Mänhern die gleichen Chancen auf 
eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten und< 
Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) 

Nach den Beurteilungsrichtlinien des MAGS erfordert die Erstellung von Beurteilun­
gen von den Vorgesetzten Verantwortungsbewusstsein, Unvoreingenommenheit und 
Gewissenhaftigkeit. .Bei der Beurteilung von Vorgesetzten ist neben der fachlichen 
Leistung ihre Führungskompetenz zu bewerten. Dabei ist u. a. zu berücksichtigen, ob 
sie regelmäßig Gespräche mitden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ihres Zuständig­
keitsbereichs führen und Zielvereinbarungen getroffen haben. Bei der Beschreibung . 
des Ziels dienstlicher Beurteilungen und in der Auftaktveranstaltung zu den Regel­
beurteilungsverfahren wird darauf hingewiesen, dass eine durch Teilzeit bedingte 
Verringerung der Arbeitsmenge die Beurteilung r)icht negativ beeinflussen darf. 

Die Gleichstellungsbeauftragte wird von Beginn an gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 1 
LGG am gesamten Beurteilungsverfahren beteiligt und nimmt an den Beurteilungs­
besprechungen und der Beurteilungskonferenz teil. 

Bei den Regelbeurteilungsverfahren findet vor der Erstellung der Erstbeurteilungen 
eine Besprechung der Endbeurteilerin bzw. des Endbeurteilers (im Ministerium: 
Staatssekretärin bzw. Staatssekretär) mit den Erstbeurteilenden (sog. Maßstäbe­
konferenz) statt. In der Beurteilungskonferenz sind die Beurteilungen mit dem Ziel zu 
erörtern, leistungsgerecht abgestufte und untereinander vergleichbare Beurteilungen 
zu erreichen. 

Die Transparenz im Beurteilungsverfahren wird dadurch hergestellt, dass den Betei­
ligten mitgeteilt wird, wie sich die Vergleichsgruppen zusammensetzen, wer beur­
laubt ist und wer in Teilzeit arbeitet. Soweit keine datenschutzrechtlichen Bedenken 
bestehen, wird der Beurteilungsspiegel den Beurteilten in ihrer jeweiligen Vergleichs­
gruppe bekannt gegeben. 

Die Regelungen des § 9 LVO NRW zur Einbeziehung von Beamtinnen und Beamten, 
die u. a. aus farriliären GründeR beurlaubt sind oder waren, in die dienstliche Beurtei­
lung im Wege der Nachzeichnung werden in den Beurteilungsverfahren beachtet. 

Die Beurteilungskriterien in der Leistungs- und Befähigungsbeurteilung stellen sich in 
dem o. g. Sinne als geschlechtsneutral dar. Die einzelnen Merkmale beziehen sich 
auf direkt beobachtbare Handlungen und im dienstlichen Umgang gezeigte Fähig­
keiten, die im Zusammenhang mit Leistungsergebnissen dargestellt werden. Sie sind 
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tätigkeits-, aufgaben- und ergebnisbezogen und für die weitere dienstliche Verwen­
dung und berufliche Entwicklung bedeutsam. 

Inder Leistungsbeurteilung sind sechs bzw. bei Führungskräften sieben Merkmale 
und innerhalb eines Leistungsmerkmals mehrere (insgesamt 21 bzw. 27) Submerk­
male zu bewerten. 

Die Leistungsmerkmale 

• "Arbeitsweise", 
• "Arbeitsorganisation" , 

• "Arbeitsei nsatz" , 

• "Arbeitsgüte", 
• "Arbeitserfolg" , 
• "soziale Kompetenz" und 
• "Führungsverhalten" 

haben einen eindeutigen Aufgaben- und Ergebnisbezug, der sich gerade auch in den 
Submerkmalen zeigt. So sind zum Beispiel bei der Bewertung des Leistungsmerk­
mals "Arbeitseinsatz" die Submerkmale "Eigenständigkeit" und "Initiative z,eigen" zu 
bewerten, die beschrieben sind mit "Handeln ohne Anstoß und Anleitung sowie Auf­
greifen und Veranlassen sinnvoller Tätigkeiten und Maßnahmen". 

Der Anschein, mit dem Leistungsmerkmal könnte ein Anwesenheitsbezug verbunden 
sein, wird somit nicht erweckt. Für die Bewertung der LeistLingsme'rkmale und die 
Bildung der Gesamtnote sind insgesamt sechs Noten ("Entspricht nicht den Anforde­
rungen" bis "Übertrifft die Anforderungen in besonderem Maße") zu verwenden. Wei-: 
tere Zwischenbewertungen sind nicht zulässig. 

Bei der Befähigungsbeurteilung sind insgesamt zwölf Merkmale nach vier Ausprä­
gungsgraden (von "schwächer ausgeprägt" bis "besonders stark ausgeprägt") zu be-. 
werten. Eine Benotung wird nicht vorgenommen. Die Merkmale lauten: 

• Geistige Beweglichkeit, 
• Urteilsfähigkeit, 
• Konzeptionelles Arbeiten, 
• Entscheidungsvermögen, 

• Kreativität, 
• mündliche und schriftliche Ausdrucksfähigkeit, 
• Verständnis für Fachtechnik und Verwaltung (mit den Submerkmalen wirt­

schaftliche Zusammenhänge sowie Informations- und Kommunikations­
technik), 

• Verhandlungsgeschick, 
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• Einsichtsfähigkeit, 

• Kritikfähigkeit und 

• Belastbarkeit. 

Die Befähigungsmerkmale sind jeweils kurz beschrieben. Damit soll unter anderem 
auch vermieden werden, dass geschlechtsbezogene Zuschreibungen und Stereoty­
pe zu Lasten von Frauen die Beurteilung beeinflussen. Zum Beispiel ist das Merkmal 
"Belastbarkeit" beschrieben mit "der Belastung durch Zeitdruck und wechselnde Ar- . 
beitssituationen sowie sonstige schwierige dienstliche Anforderungen auch auf län­
gere Dauer gewachsen sein". Mit einer Bewertung dieses Befähigungsmerkmals soll 
einerseits den Anforderungen an das Statusamt und der Potentialeinschätzung für 
eine berufliche Entwicklung Rechnung getragen und andererseits der Spielraum der 
Beurteilenden, eigene Geschlechterstereotype in die Bewertung einfließen zu lassen, 
weitgehend reduziert werden. 

Um eine .einheitliche Anwendung des Beurteilungsmaßstabs für die Leistungsbe­
wertung von Beschäftigten, die untereinander vergleichbar sind, sicherzustellen, sol­
len bei Regelbeurteilungen bei der Festlegung des Gesamturteils durch diejenige 
bzw. denjenigen, der bzw. dem die Endbeurteilung obliegt, als Orienti~rungsrahmen 
Richtsätze berücksichtigt werden. Die Richtsätze geben Anhaltspunkte für eine vor 
allem auch im Quervergleich möglichst gerechte Bewertung der von den Beurteilten 
erbrachten Leistungen; sie dürfen 'im Einzelfall die Zuordnung des jeweils zutreffen­
den Gesamturteils nicht verhindern. 

Im Rahmen. einer geplanten Novellierung der Beurteilungsrichtlinien ist die Ver­
pflichtung, Beurteilende regelmäßig zu schulen, vorgesehen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des MAGS im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftig­
ten diskriminierungsfrei sind unq Frauen wie Männern die gleichen Chancen 
auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer' dienstlichen Tätigkeiten 
und Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium für Schule und Bildung (MSB) 

Die Richtlinien des MSB für die dienstliche Beurteilung der Lehrerinnen und Lehrer 
sowie der Leiterinnen und Leiter an öffentlichen Schulen und Zentren für schulprak­
tische Lehrerausbildung sehen für den Lehrkräftebereich ein Anlassbeurteilungs­
system vor. 

Die Möglichkeit der Laufbahnnachzeichnung besteht für Lehrkräfte nicht (§ 30 Absatz 
3 LV.m. § 9 LVO). Für den Fall, dass eine Beurlaubung von mehr als einem Jahr ge-
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plant ist, besteht jedoch die Möglichkeit, sich vor Antritt auf eigenen Wunsch aktuell 
beurteilen zu lassen. 

In den Richtlinien ist ausdrücklich geregelt, dass Teilzeitbeschäftigung oder Beurlau­
bung aus familiären Gründen sich nicht nachteilig auf die Beurteilung auswirken dür­
fen.ln der zur Erläuterung der Richtlinien veröffentlichten FAQ-Liste wird außerdem 
darauf hingewiesen, dass eine zum Beispiel aufgrund von Teilzeitbeschäftigung kür­
zere Aufgabenbeschreibung kein Indiz für eine weniger gute Leistung und Befähi­
gung ist. 

Die Transparenz im Beurteilungsverfahren wird dadurch hergestellt, dass allen Betei­
ligten bekannt ist, wer in Teilzeit arbeitet und werggf. im Beurteilungszeitraum beur­
laubt war. Geschlechtsbezogene Auswertungen von Beurteilungsergebnissen und 
der Anteil von Teilzeitbeschäftigten in Funktionsämtern werden in der Regel im Rah­
men der jeweiligen Gleichstellungspläne bekanntgegeben. 

Die Beurteilungskriterien sind geschlechtsneutral ausgestaltet. Die einzelnen Merk­
male beziehen sich auf direkt beobachtbare Handlungen und im dienstlichen Um­
gang gezeigte Fähigkeiten, die im Zusammenhang mit Leistungsergebnissen dar­
gestellt werden. Sie sind tätigkeits- 1 aufgaben- und ergebnisbezogen und für die wei­
tere dienstliche Verwendung und berufliche Entwicklung bedeutsam. 

Zu beurteilen sind sechs bzw. (bei Funktionsämtern) neun Beurteilungsmerkmale. 
Die Beurteilungsmerkmale 

• "Unterricht oder Ausbildung", 

• "Diagnostik und Beurteilung", 

• "Erziehung und Beratung", 
• "Mitwirkung an der Schul- oder Seminarentwicklung", 

• "Zusammenarbeit", 

• "Soziale Kompetenz" und 
• . (bei Funktionsämtern) "Organisation und Verwaltung", 

• (bei Funktionsämtern) "Beratung" sowie 

• (bei Funktionsämtern) "Personalführung und Entwicklung" 

haben einen eindeutigen Aufgaben- und Ergebnisbezug. Es dürfen keine Beobach­
tungen zur Belastbarkeit niedergelegt werden, da dies kein Kriterium in den vorge­
schriebenen Beurteilungsmerkmalen ist. Bei der Beurteilung aus Anlass der Bewer­
bung auf Funktionsämter ist bei dem Merkmal "Personalführung und -entwicklung" 
auch die Gleichstellung von Frau und Mann zu bewerten. Die Beurteilerinnen und 
Beurteiler müssen reflektieren, welchen Einfluss bewusste und unbewusste ge­
schlechterbezogene Verhaltenserwartungen und Eigenschaftszuschreibungen auf 
die Wahrnehmung und Bewertung haben können. 
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Richtsätze für die gerechte Vergabe von' Beurteilungsnoten sind im Lehrkräftebereich 
nicht vorgesehen (§ 30 Absatz 3 i.V.m. § 8 LVO). 

Die zuständigen schulfachlichen Dezernentinnen und Dezernenten bei den Bezirks­
regierungen erörtern jährlich gemeinsam mit den weiteren Beurteilenden und Ver­
treterinnen und Vertretern der personalführenden Dezernate allgemeine Beurtei­
lungsfragen. Die zuständige Gleichstellungsbeauftragte nimmt als gleichberechtigtes 
Mitglied an diesen Dienstbesprechungen teil. 

Darüber hinaus werden für alle Beteiligten Fortbildungsveranstaltungen zur Anwen­
dung der Beurteilungsrichtlinien angeboten. Bei der Gestaltung der Inhalte ist im Be­
sonderen auch auf die Eignung zur Stärkung der Gender-Kompetenz zu achten (§ 17 
LVO). In der FAQ-Liste wird außerdem beispielhaft erläutert, welche Beurteilungs­
merkmale besonders anfällig sein können für geschlechtstypische Wahrnehmungs­
verzerrungen und Bewertungsfehler. 

Die Beurteilungsrichtlinien für denVerwaltungsbereich stehen ab Herbst 2018 zur 
Überarbeitung an. Hierbei werden auch Fragen der Geschlechtersensibilität und 
-gerechtigkeit besonders in den Blick genommen. Schon jetzt verpflichten die Richt­
linien die Beurteilungsverantwortlichen zur Unvoreingenommenheit und beziehen 
auch' Gleichstellungsaspekte mit ein, zum Beispiel bei der ausdrücklichen Berück­
sichtigung von Genderkompetenz beim Führungsverhalten und von Gendersensibili­
tät bei der Facharbeit. Die Gleichstellungsbeauftragte ist gleichberechtigtes Mitglied 
in Beurteilungsbesprechungen, die eine Verständigung über die Anwendung einheit­
licher Beurteilungsmaßstäbe zum Ziel haben. 

Wie im Bereich der Lehrkräfte sind die Beurteilungskriterien auch im Verwaltungs­
bereich geschlechtsneutral gefasst. Die einzelnen Merkmale beziehen sich ebenfalls 
auf direkt beobachtbare Handlungen und im dienstlichen Umgang gezeigte Fähig­
keiten, die im Zusammenhang mit Leistungsergebnissen dargestellt werden. Sie sind 
tätigkeits-, aufgaben- und ergebnisbezogen und für die weitere dienstliche Verwen­
dung und berufliche Entwicklung bedeutsam. 

Darüber hinaus werden auch im Verwaltungsbereich für alle Beteiligten Fortbildungs­
veranstaltungen zur Anwendung der Beurteilungsrichtlinien angeboten. Bei der Ge­
staltung der Inhalte ist im Besonderen auch auf die Eignung zur Stärkung der Gen­
der-Kompetenz zu achten (§ 17 LVO). Um zudem geschlechterspezifischen Rollen­
erwartungen und stereotypen Wahrnehmungen entgegenzuwirken, wird den Beur­
teilenden eine Orientierungshilfe zur Bewertung der Leistungsmerkmale an die Hand 
gegeben. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des. MSB im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftigten 
diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die gleichen Chancen auf 
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eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten und 
Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung (MHKBG) 

Nach den Beurteilungsrichtlinien des MHKBG sind die Vorgesetzten aufgefordert, 
unvoreingenommen zu beurteilen. Bei der Beurteilung ihrer Führungskompetenz ist 
auch zu berücksichtigen, ob sie Gleichstellungspläne beachten. Die Erfüllung des 
Gleichstellungsauftrags und' die Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes sind 
nach den Beurteilungsrichtlinien beurteilungsrelevant. Bei der Beschreibung des 
Ziels dienstlicher Beurteilungen wird darauf hingewiesen, dass Telearbeit und Teilzeit 
sich nicht nachteilig auf die Beurteilung auswirken dürfen. 

Der Gleichstellungsbeauftragten wird Gelegenheit gegeben, sich an der Maßstabs­
bildung zu beteiligen. In der Beurteilungskonferenz ist die Gleichstellungsbeauftragte 
gleichberechtigtes M·itglied. 

Die Transparenz im Beurteilungsverfahren wird dadurch hergestellt, dass allen Betei­
ligten bekannt ist, wie sich die Vergleichsgruppen zusammensetzen und wer in Teil­
zeit arbeitet. 

Soweit keine datenschutzrechtlichen Bedenken bestehen wird . der Beur­
teilungsspiegel den Beurteilten in ihrer jeweiligen Vergleichsgruppe bekannt gege­
ben. Geschlechtsbezogene Beurteilungsspiegel werden im Rahmen der jeweiligen 
Frauenförderpläne bekannt gegeben .. Wenn datenschutzrechtliche Bedenken ange­
sichts der geringen Größe einer Vergleichsgruppen bestehen, werden beim ge­
schlechtsspezifischen Beurteilungsspiegel mehrere Vergleichsgruppen zusam­
mengefasst. 

Die Regelungen des § 9 LVO zur Einbeziehung von Beamtinnen und Beamten, die 
(u. a.) aus familiären Gründen beurlaubt sind oder waren, in die dienstliche Beurtei­
lung im Wege der Nachzeichnung werden in den Beurteilungsrichtlinien nachvoll­
zogen. 

Die Beurteilungskriterien in der Leistungs- und Befähigungsbeurteilung stellen sich in 
dem o. g. Sinne als geschlechtsneutral dar. Die einzelnen Merkmale beziehen sich 
auf direkt beobachtbare Handlungen und im dienstlichen Umgang gezeigte Fähig­
keiten, die im Zusammenhang mit Leistungsergebnissen dargestellt werden. Sie sind 
tätigkeits-, aufgaben- und ergebnisbezogen und für die weitere dienstliche Verwen­
dung und berufliche Entwicklung bedeutsam. 
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Zu beurteilen sind sechs bzw. sieben Leistungsmerkmale und innerhalb eines Leis­
tungsmerkmals mehrere, d.h. meist drei (insgesamt 21 bzw. 27) Submerkmale. Die 
Leistungsmerkmale 

• _ "Arbeitsweise", 
• "Arbeitsorganisation", 

• "Arbeitseinsatz" , 
• "Arbeitsgüte", 
• "Arbeitserfolg" , 
• "soziale Kompetenz" und 
• "Führungsverhalten" 

haben einen eindeutigen Aufgaben- und Ergebhisbezug, der sich gerade auch in den 
Submerkmalen zeigt. So sind z.B. bei der Bewertung des Leistungsmerkmals "Ar­
beitseinsatz" die Submerkmale "Eigenständigkeit" und "Initiative zeigen" zu bewerten, 
die beschrieben sind mit "Handeln ohne Anstoß und Anleitung sowie Aufgreifen und 
Veranlassen 'sinnvoller Tätigkeiten und Maßnahmen". Der Anschein, mit dem Leis­
tungsmerkmal könnte ein Anwesenheitsbezug verbunden sein, wird somit nicht er­
weckt. 

Bei der Befähigungsbeurteilung sind insgesamt zwölf Merkmale nach vier Ausprä­
gungsgraden zu bewerten. Eine Benotung wird nicht vorgenommen. Die Merkmale 
sind: 

• Geistige Beweglichkeit, 

• Urteilsfähigkeit, 
• Konzeptionelles Arbeiten, 
• Entscheidungsvermögen, 

• Kreativität, 
• mündliche und schriftliche Ausdrucksfähigkeit, 

• Verhandlungsgeschick, 
• Einsichtsfähigkeit, 
• Konfliktfähigkeit und 
• Belastbarkeit. 

Die einzelnen Befähigungsmerkmale sind jeweils kurz beschrieben. Damit soll unter 
anderem auch vermieden werden, dass geschlechtsbezogene Zuschreibungen und 
Stereotype zu Lasten von Frauen die Beurteilung beeinflussen. Zum Beispiel ist das 
Merkmal "Belastbarkeit" beschrieben mit "der Belastung -durch Zeitdruck .und wech­
selnde Arbeitssituationen sowie sonstige schwierige dienstliche Anforderungen auch 
auf längere Dauer gewachsen sein". Mit einer Bewertung dieses Befähigungsmerk­
mals soll einerseits- den Anforderungen an das Statusamt in einer obersten Landes­
behörde und der Potentialeinschätzung für eine berufliche Entwicklung in einer 
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obersten Landesbehörde Rechnung getragen werden und andererseits der Spiel­
raum, der Beurteilerinnen und Beurteiler, eigene Geschlechterstereotype in die Be­
wertung einfließen zu lassen, weitgehend reduziert werden. 

Nach den Beurteilungsrichtlinien sind Richtsätze als Orientierungsrahmen zu berück­
sichtigen. Sie sind allerdings nur Anhaltspunkte für eine vor allem auch im Querver­
gleich möglichst gerechte Benotung und dürfen im, Einzelfall die Zuordnung des je­
weils zutreffenden Gesamturteils nicht verhindern. 

Die Beurteilungsrichtlinien enthalten allerdings (noch) keine Verpflichtung, Beurtei­
lende regelmäßig zu schulen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des MHKBG im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftig­
ten diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die gleichen Chancen 
auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten 
und Arbeitsergebnisse einräumen. 

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz -
(MULNV) 

Die aktuellen Beurteilungsrichtlinien des MULNV stammen aus dem Jahr 2018, und 
die Beurteilungsrichtlinien für den Geschäftsbereich befinden .sich im Mitbestim­
mungsverfahren .. 

Die einzelnen Beurteilungsmerkmale sind neutral und beziehen sich auf unmittelbar 
beobachtbare dienstliche Handlungen und die im dienstlichen Kontext gezeigten Fä­
higkeiten und Leistungen bzw. Leistungsergebnisse. 

Es ist zudem ausdrücklich in den Beurteilungsrichtlinien festgelegt, dass sich Telear­
beit und andere Arbeitszeit- oder Arbeitsortmodelle nicht nachteilig auf die dienstliche 
Beurteilung auswirken dürfen. Eine durch Teilzeittätigkeit, wie sie oft von Frauen im 
Rahmen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf wahrgenommen wird, bedingte Ver­
ring'erung der Arbeitsmenge darf ausweislich der Beurteilu~gsrichtlinien die Beurtei­
lung nicht negativ beeinflussen. 

Bei Beurteilerschulungen wird auf die entsprechenden Regelungen und ihre prakti­
sche Umsetzung/Beachtung besonders hingewiesen. 

Die Nachzeichnung dienstlicher Beurteilungen aus familiären Gründen erfolgt in ,der 
Weise, wie sie die LVO vorsieht. In -den hiesigen Beurteilungsrichtlinien wird diese 
Rechtslage nachvollzogen. 
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Bei Führungskräften wird in der Leistungsbeurteilung beim Leistungsmerkmal "Füh­
rungsverhalten" ausdrücklich auch die Beachtung der Ziele der Gleichstellung von 
Frauen und Männern beurteilt. 

Die Gleichstellung"sbeauftragte des MULNV nimmt an der Maßstabskonferenz teil 
und achtet in dem Kontext auf diskriminierungsfreie Entwicklung und Handhabung 
der Beurteilungsmaßstäbe. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des· MUNLV im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teilzeitbeschäftig­
ten diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die gleichen Chancen 
auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstlichen Tätigkeiten 
und Arbeitsergebnisse einräumen. 

Staatskanzleil 
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales 

Die Beurteilungsrichtlinie des Ministerpräsidenten gilt für seinen gesamten Ge­
schäftsbereich,also auch für den Verantwortungsbereich des Ministers für Bundes­
und Europaangelegenheiten sowie Internationales. Sie ist für das Regelbeurteilungs­
verfahren im Jahr 2018 einer internen Prüfung unterzogen worden. Dies war eine im 
geltenden Frauenförderplan vorgesehene Maßnahme. 

Bereits die Vorbemerkung zur Richtlinie gibt vor, dass es keine Auswirkung haben 
darf, ob eine Frau oder ein Mann beurteilt wird. Auch Teilzeitbßschäftigung und Beur­
laubung dürfen sich nicht negativ auswirken. 

"Gendersensibilität" ist im Anhang der Beurteilungsrichtlinie in den "Beispielen für 
Verhaltensbeschreibungen" zum "aufgabenbezogenen Führungsverhalten" aus­
drücklich benannt und damit als beurteilungsrelevant hervorgehoben. 

Die Beurteilungsrichtlinie sieht vor, dass die Gleichstellungsbeauftragte sowohl an 
der Maßstabskonferenz als auch an der Beurteilungskonferenz teilnimmt. 

Die Transparenz im Beurteilungsverfahren wird durch umfangreiche Information her­
gestellt. Die Beurteilten können sich im Intranet über das Verfahren und die Beurtei­
lungsinhalte informieren. Es wird eine Informationsveranstaltung zum jeweiligen Re­
gelbeurteilungsverfahren durchgeführt. Die Systematik der Vergleichsgruppen­
zusammensetzung ist klar beschrieben. 

Die Beurteilten können im Beurteilungsformular nachvollziehen, welche Hierarchie­
stufe mit welcher Begründung welche Wertung abgegeben hat. 
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Soweit keine datenschutzrechtlichen Bedenken bestehen, wird den Beurteilten der 
Beurteilungsspiegel ihrer jeweiligen Vergleichsgruppe bekannt gegeben. Ge-' 
schlechtsbezogene Beurteilungsspiegel werden im Rahmen der jeweiligen Frauen­
förderpläne bekannt gegeben. Wenn angesichts der geringen Größe einer Ver­
gleichsgruppe datenschutzrechtliche Bedenken bestehen, werden betm geschlechts­
spezifischen Beurteilungsspiegel mehrere Vergleichsgruppen zusammengefasst. Für 
den Gleichstellungsplan wird über die Unterscheidung nach Frauen und Männern 
hinaus jeweils auch analysiert, wie die Beurteilungsergebnisse in Bezug auf Teilzeit­
beschäftigte und Telearbeitende aussehen. 

Die Regelungen des § 9 L va zur Einbeziehung von Beamtinnen und Beamten, die 
(u. a.) aus familiären Gründen beurlaubt sind 'oder waren, in die dienstliche Beurtei­
lung im Wege der Nachzeichnung werden in den Beurteilungsrichtlinien nachvoll- ' 
zogen. 

Die Beurteilungskriterien in der Leistungs- und Befähigungsbeurteilung sind im o. g. 
Sinne geschlechtsneutral. Die einzelnen Merkmale beziehen sich auf direkt beob­
achtbare Handlungen und im dienstlichen Umgang gezeigte Fähigkeiten, die im Zu­
sammenhang mit Leistungsergebnissen dargestellt werden. Sie sind tätigkeits-, auf­
gaben- und ergebnisbezogen und für die weitere dienstliche Verwendung und beruf­
liche Entwicklung bedeutsam. 

Zu beurteilen sind fünf bzw. sieben Leistungsmerkmale in fünf möglichen Abstufun­
gen. Die dienstlichen Leistungen sind nach den Leistungsmerkmalen: 

• "Arbeitseinsatz", 
• "Arbeitsorgan isation/Selbstmanagement", 

• "Arbeitsgüte", 
• "Arbeitsmenge" , 
• "Soziales Verhalten", 
• "Personalführungsverhalten": 

o "Aufgaben- und Ergebnisorientierung" und 
o "Personenorientierung!l 

zu bewerten. Als Hilfsinstrument für ein einheitliches Verständnis der Leistungs­
merkmale sind Beispiele und konkrete Verhaltensbeschreibungen für die Notenstu­
fen 1, 3 und 5 in den Anhang zur Richtlinie aufgenommen. So ist zum Beispiel das 
Merkmal Arbeitsmenge so operationalisiert, dass auch Teilzeitbeschäftigtenkeine 
Nachteile entstehen. 

In der Befähigungsbeurteilung werden die im dienstlichen Umgang gezeigten Fähig­
keiten und Fachkenntnisse dargestellt und beurteilt, die für die weitere dienstliche 
Verwendung und berufliche Entwicklung von Bedeutung sind. Zu bewerten sind die 
Befähigungsmerkmale: 

20 



• "Intellektuelles Potential", 
• "Kommunikationskompetenz", 
• "Kooperationskompetenz" , 
• "Selbstmanagement" , 
• "Leistungsbereitschaft" , 

• "Motivation", 
• "Personalführungskompetenz" . 

Nach den Beurteilungsrichtliniensind Richtsätze als Orientierungsrahmen zu berück­
sichtigen. Sie sind allerdings nur Anhaltspunkte für eine vor allem auch im Querver­
gleich möglichst gerechte Benotung und dürfen im Einzelfall die Zuordnung des je­
weils zutreffenden Gesamturteils nicht verhindern. 

Die Beurteilungsrichtlinie enthält die Verpflichtung, Beurteilende zu schulen. Gegen­
stand dieser Schulung ist ausdrücklich auch die Sensibilisierung für unterschiedliche 
Wahrnehmungen' von Frauen und Männern. Ergänzend wird auf ein Lernprogramm, 
das gerade diesen Aspekt weiter vertieft, verwiesen. 

Die nähere Operationalisierung der Leistungsmerkmale in konkreten Verhaltensbe­
schreibungen trägt zum einheitlichen Verständnis der abstrakten Begriffe bei. Damit 
wird der unters,chiedlichen Beurteilung von Frauen und Männern durch unterschied­
liche Rollenerwartungen entgegengewirkt. 

Als ergänzendes Hilfsinstrument wurde für das Beurteilungsverfahren 2018 in der 
Arbeitsgruppe erstmals die sog. "Reflexionshilfe für die Beurteilung von Teilzeit­
beschäftigten" formuliert und eingesetzt. Demnach sollen sich Beurteilende vor der 
Beurteilung zum Beispiel folgende Fragen stellen: "Lege ich Gesprächstermine so, 
dass die Teilzeitkraft teilnehmen kann?" oder "Habe 'ich der Teilzeitkraft verantwor­
tungsvolle und auch sichtbare Aufgaben übertragen?" 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Beurteilungsrichtlinien 
des Ministerpräsidenten im Hinblick auf die Beurteilung von Frauen und Teil­
zeitbeschäftigten diskriminierungsfrei sind und Frauen wie Männern die glei­
chen Chancen auf eine differenzierte und abgestufte Bewertung ihrer dienstli­
chen Tätigkeiten und Arbeitsergebnisse einräumen. 
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111. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
(MWIDE), das Ministerium der Justiz (JM), das Ministerium für Verkehr (VM) 
und das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) planen aktuell eine 
Überarbeitung ihrer Beurteilungsrichtlinien . 

. • 111) MWIDE ist geplant, die derzeitigen Beurteilungsrichtlinien bis zur nächsten 
Beurteilungsrunde zu überarbeiten und in diesem Zusammenhang unter Be­
rücksichtigung des dann im Haus bestehenden Status quo zu evaluieren. Un­
abhängig davon liegen jedoch keine Hinweise auf in den Beurteilungs­
richtlinien liegende Diskriminierungsrisiken vor. 

• Im Geschäftsbereich des JM erfolgen dienstliche Beurteilungen der Richter­
innen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte nach der AV d. 
JM vom 2. Mai 2005 (2000- Z. 155) - JMBL NRW S. 121 - in der Fassung vom 
4. Juli 2016. Die· Allgemeinverfügung wird derzeit überarbeitet. Dazu wurde 
bereits im vergangenenJahr eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich mit um­
fassenden Reformüberlegüngen befasst. 

Dienstliche Beurteilungen der Beamtinnen und Beamten der übrigen Dienst­
zweige erfolgen nach der AV d. JM vom 1. Februar 2013 (2000 - Z. 155) -
JMBI. NRW S. 32 - in der Fassung vom 2. Februar 2018. Diese Allgemein­
verfügung wird derzeit umfassend evaluiert. 

Die Überarbeitung bzw. Evaluation ist jeweils nicht abgeschlossen. 

• Im MKW wurde in der ersten Hälfte des Jahres 2018 ein intensiver Novellie­
rungsprozess der Richtlinien für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen 
und Beamten und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Geschäfts­
bereich aus dem Jahr 2013 in Gang gesetzt, in dessen Rahmen die Beurtei­
lungsrichtlinien überarbeitet bzw~ aktualisiert werden sollen. Die unter I.ge­
nannten Kriterien zur Überprüfung/Gewährleistung der Diskriminierungs­
freiheit, werden hierbei in den Blick genommen. 

IV. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die untersuchten Beurtei­
lungsrichtlinien strukturell keine diskriminierende Wirkung entfalten. 
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